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Beschlussempfehlung  
 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 17/16294 - wird in der Fassung der 
Beschlüsse des Ausschusses angenommen.  
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung  
 

 Beschlüsse des Ausschusses  

Gesetz zur Änderung des Verfassungs-
gerichtshofgesetzes 

 und des Landesbeamtengesetzes im  
Zusammenhang mit einer weiteren  

Verselbstständigung des Verfassungs-
gerichtshofs für das Land Nordrhein-

Westfalen 
 

 Gesetz zur Änderung des Verfassungs-
gerichtshofgesetzes 

 und des Landesbeamtengesetzes im  
Zusammenhang mit einer weiteren  

Verselbstständigung des Verfassungs-
gerichtshofs für das Land Nordrhein-

Westfalen 
 

Artikel 1 
Änderung des  

Verfassungsgerichtshofgesetzes 
 
Das Verfassungsgerichtshofgesetz vom 
14. Dezember 1989 (GV. NRW. S. 708, ber. 
1993 S. 588), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 25. März 2021 (GV. NRW. 
S. 330) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
 

 Artikel 1 
Änderung des  

Verfassungsgerichtshofgesetzes 
 
Das Verfassungsgerichtshofgesetz vom 
14. Dezember 1989 (GV. NRW. S. 708, ber. 
1993 S. 588), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 25. März 2021 (GV. NRW. 
S. 330) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-

dert: 
 

a) Nach der Angabe zu § 16 werden 
die folgenden Angaben eingefügt: 
 
„§ 16a (Akteneinsicht) 
§ 16b (Archivierung) 
§ 16c (Personenbezogene  

Daten)“. 
 
b)  Die Angabe „Fünfter Teil Schluss-

vorschriften“ wird durch die folgen-
den Angaben ersetzt: 

 
„Fünfter Teil 

Verzögerungsbeschwerde 
 
§ 63a  (Entschädigung bei unan-

gemessener Verfahrens-
dauer) 

§ 63b  (Zulässigkeit der Verzöge-
rungsbeschwerde, Verzö-
gerungsrüge) 

§ 63c  (Entscheidung über die 
Verzögerungsbe-
schwerde) 

§ 63d  (Stellungnahme und Ent-
scheidung) 

§ 63e  (Geltungsdauer) 

 1. unverändert  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/16504 

 
 

4 

 
Sechster Teil 

Schlussvorschriften“. 
 
2. Dem § 7 wird folgender Absatz 3 ange-

fügt:  
 
 „(3) Nach Beginn der mündlichen Ver-

handlung oder, falls eine solche nicht 
stattfindet, der Beratung können weitere 
Richter nicht hinzutreten. Wird der Ver-
fassungsgerichtshof beschlussunfähig, 
muss die mündliche Verhandlung oder 
Beratung nach seiner Ergänzung neu 
begonnen werden.“  

 

 2. unverändert  

 
 
3. In § 9 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe 

„25 Prozent“ durch die Angabe „30 Pro-
zent“ ersetzt. 

 

 3. § 9 wird wie folgt geändert:  
 

a) In § 9 Absatz 1 Satz 1 wird die An-
gabe ‚25 Prozent‘ durch die Angabe 
‚30 Prozent‘ ersetzt. 

 
b) Es wird folgender Absatz 1a einge-

fügt: 
 
 Abweichend von Absatz 1 erhält 

der Präsident bis zum 31. Dezem-
ber 2024 eine monatliche Entschä-
digung in Höhe von 50 Prozent der 
Abgeordnetenbezüge nach dem 
Abgeordnetengesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 5. April 
2005 (GV.NRW. S. 252) in der je-
weils geltenden Fassung.“ 

 
4. § 13 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird 
gestrichen. 

 
b)  Absatz 2 wird aufgehoben 

 

 4. unverändert 

5.  § 16 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  Die Absatzbezeichnung „(1)“ 
wird gestrichen. 

 
 
 
 
 

 5. unverändert  
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bb)  Folgender Satz wird ange-
fügt:  

 
 „Fordert der Verfassungsge-

richtshof Akten eines Aus-
gangsverfahrens an, werden 
ihm diese unmittelbar vorge-
legt.“ 

 
b)  Absatz 2 wird aufgehoben. 

 
6. Nach § 16 werden die folgenden §§ 16a 

bis 16c eingefügt: 
 

„§ 16a 
(Akteneinsicht) 

 
(1) Die Beteiligten haben während des 
Verfahrens das Recht auf Aktenein-
sicht. 
 
(2) Betreffen außerhalb des Verfahrens 
gestellte Anträge auf Akteneinsicht per-
sonenbezogene Daten, gelten die allge-
meinen datenschutzrechtlichen Vor-
schriften, soweit dieses Gesetz keine 
abweichende Regelung trifft. Öffentli-
chen Stellen kann Akteneinsicht ge-
währt werden, soweit dies für Zwecke 
der Rechtspflege erforderlich ist oder 
die in § 9 Absatz 2 des Datenschutzge-
setzes Nordrhein-Westfalen vom 17. 
Mai 2018 (GV. NRW. S. 244, ber. S. 278 
und S. 404) genannten Voraussetzun-
gen vorliegen oder soweit dies zur 
Durchführung wissenschaftlicher For-
schung erforderlich ist, das wissen-
schaftliche Interesse an der Durchfüh-
rung des Forschungsvorhabens das In-
teresse des Betroffenen an dem Aus-
schluss der Zweckänderung erheblich 
überwiegt und der Zweck der For-
schung auf andere Weise nicht oder nur 
mit unverhältnismäßigem Aufwand er-
reicht werden kann. Nichtöffentlichen 
Stellen einschließlich den Beteiligten 
nach Abschluss des Verfahrens kann 
Akteneinsicht gewährt werden, wenn 
sie ein berechtigtes Interesse darlegen 
und die datenschutzrechtlichen Belange 
Dritter gewahrt bleiben. Einer Unterrich-
tung des Betroffenen von der Übermitt-
lung seiner Daten bedarf es nicht. 

 6. unverändert  
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Akteneinsicht kann auch gewährt wer-
den, soweit der Betroffene eingewilligt 
hat. 
 
(3) In Entwürfe von Urteilen, Beschlüs-
sen und Verfügungen, Arbeiten zu ihrer 
Vorbereitung und Dokumente, die Ab-
stimmungen betreffen, wird Aktenein-
sicht nicht gewährt. 
 

§ 16b 
(Archivierung) 

 
Für die Einsicht in die Akten des Verfas-
sungsgerichtshofs, die beim Landesar-
chiv aufbewahrt werden, gelten nach 
Ablauf von 30 Jahren seit Abschluss 
des Verfahrens die archivgesetzlichen 
Regelungen. Für Entwürfe von Urteilen, 
Beschlüssen und Verfügungen, Arbei-
ten zu ihrer Vorbereitung, Dokumente, 
die Abstimmungen betreffen, und inter-
nen Schriftverkehr gilt dies nach Ablauf 
von 60 Jahren. Der Verfassungsge-
richtshof behält für das abgegebene 
Schriftgut, das beim Landesarchiv auf-
bewahrt wird, zu gerichtsinternen und 
prozessualen Zwecken das jederzeitige 
und vorrangige Rückgriffsrecht. Zu die-
sem Zweck ist es ihm auf Anforderung 
umgehend zu übersenden. 

 
§ 16c 

(Personenbezogene Daten) 
 

Der Verfassungsgerichtshof darf in ei-
nem verfassungsgerichtlichen Verfah-
ren zu den Akten gelangte personenbe-
zogene Daten für ein anderes verfas-
sungsgerichtliches Verfahren verarbei-
ten.“ 

 
7.  Dem § 59 wird folgender Absatz 3 ange-

fügt:  
 
 „(3) An der Entscheidung über die Ab-

lehnung von Mitgliedern der Kammern 
wegen Besorgnis der Befangenheit wir-
ken die persönlichen Vertreter der Ab-
gelehnten mit.“ 

 
 
 

 7. unverändert  
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8.  Dem § 60 wird folgender Satz angefügt:  
  
 „Wird eine Verfassungsbeschwerde vor 

Beginn der mündlichen Verhandlung 
zurückgenommen oder für erledigt er-
klärt, entscheidet über die Einstellung 
des Verfahrens auch dann die Kammer, 
wenn der Verfassungsgerichtshof in vol-
ler Besetzung mit der Verfassungsbe-
schwerde befasst ist.“ 

 

 8. unverändert  

9. Nach § 63 wird folgender Fünfter Teil 
eingefügt: 

 
„Fünfter Teil 

Verzögerungsbeschwerde 
 

§ 63a 
(Entschädigung bei unangemesse-

ner Verfahrensdauer) 
 

(1) Wer infolge unangemessener Dauer 
eines Verfahrens vor dem Verfassungs-
gerichtshof als Verfahrensbeteiligter  
oder als Beteiligter in einem zur Herbei-
führung einer Entscheidung des Verfas-
sungsgerichtshofs ausgesetzten Ver-
fahren einen Nachteil erleidet, wird an-
gemessen entschädigt. Die Angemes-
senheit der Verfahrensdauer richtet sich 
nach den Umständen des Einzelfalles 
unter Berücksichtigung der Aufgaben 
und der Stellung des Verfassungsge-
richtshofs. 
 
(2) Ein Nachteil, der nicht Vermögens-
nachteil ist, wird vermutet, wenn ein 
Verfahren vor dem Verfassungsge-
richtshof unangemessen lange gedau-
ert hat. Hierfür kann Entschädigung nur 
beansprucht werden, soweit nicht nach 
den Umständen des Einzelfalles Wie-
dergutmachung auf andere Weise, ins-
besondere durch die Feststellung der 
Unangemessenheit der Verfahrens-
dauer, ausreichend ist. Die Entschädi-
gung gemäß Satz 2 beträgt 1 200 Euro 
für jedes Jahr der Verzögerung. Ist der 
Betrag gemäß Satz 3 nach den Umstän-
den des Einzelfalles unbillig, kann der 
Verfassungsgerichtshof einen höheren 
oder niedrigeren Betrag festsetzen. 

 

 9. unverändert  
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§ 63b 
(Zulässigkeit der Verzögerungsbe-

schwerde, Verzögerungsrüge) 
 

(1) Über Entschädigung und Wiedergut-
machung wird auf Grund einer Be-
schwerde zum Verfassungsgerichtshof 
entschieden (Verzögerungsbeschwer-
de). Die Verzögerungsbeschwerde ist 
nur zulässig, wenn der Beschwerdefüh-
rer beim Verfassungsgerichtshof die 
Dauer des Verfahrens gerügt hat (Ver-
zögerungsrüge). Die Verzögerungsrüge 
ist schriftlich und unter Darlegung der 
Umstände, die die Unangemessenheit 
der Verfahrensdauer begründen, einzu-
legen. Sie ist frühestens zwölf Monate 
nach Eingang des Verfahrens beim Ver-
fassungsgerichtshof zulässig. Einer Be-
scheidung der Verzögerungsrüge be-
darf es nicht. 
 
(2) Die Verzögerungsbeschwerde kann 
frühestens sechs Monate nach Erheben 
einer Verzögerungsrüge erhoben wer-
den. Ist eine Entscheidung des Verfas-
sungsgerichtshofes ergangen oder das 
Verfahren anderweitig erledigt worden, 
ist die Verzögerungsbeschwerde bin-
nen drei Monaten zu erheben. Sie ist 
schriftlich einzulegen und gleichzeitig zu 
begründen. Bis zur rechtskräftigen Ent-
scheidung über die Verzögerungsbe-
schwerde ist der Anspruch nicht über-
tragbar. 

 
§ 63c 

(Entscheidung über die Verzöge-
rungsbeschwerde) 

 
(1) Über die Verzögerungsbeschwerde 
entscheidet die Beschwerdekammer, 
der drei Richter angehören, von denen 
mindestens einer Berufsrichter sein 
muss. Die regelmäßige Amtszeit beträgt 
zwei Jahre. 
 
(2) Für den Fall, dass der Berichterstat-
ter des beanstandeten Verfahrens Mit-
glied der Beschwerdekammer ist, ist er 
von der Mitwirkung am Beschwerdever-
fahren ausgeschlossen. 
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(3) Das Nähere über die Besetzung der 
Beschwerdekammer regelt die Ge-
schäftsordnung. 

 
§ 63d 

(Stellungnahme und Entscheidung) 
 

(1) Der Berichterstatter des beanstan-
deten Verfahrens soll binnen einem Mo-
nat nach Eingang der Begründung der 
Verzögerungsbeschwerde eine Stel-
lungnahme vorlegen. 
 
(2) Die Beschwerdekammer entschei-
det ohne mündliche Verhandlung. Der 
Beschluss über die Verzögerungsbe-
schwerde bedarf keiner Begründung. 
 
(3) Die Entscheidung ist unanfechtbar. 
 

§ 63e 
(Geltungsdauer) 

 
Die §§ 63a bis 63d gelten auch für Ver-

fahren, die am … [einsetzen: Datum 

des Inkrafttretens dieses Gesetzes] be-
reits anhängig waren, sowie für abge-
schlossene Verfahren, deren Dauer an 
diesem Datum Gegenstand einer Be-
schwerde beim Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte ist oder noch 
werden kann. Für abgeschlossene Ver-
fahren nach Satz 1 gilt § 63b Absatz 1 
Satz 2 bis 5 nicht; § 63b Absatz 2 gilt mit 
der Maßgabe, dass die Verzögerungs-
beschwerde sofort erhoben werden 

kann und spätestens am … [einsetzen: 

Datum desjenigen Tages des dritten auf 
den Monat des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes folgenden Kalendermonats, des-
sen Zahl mit der des Tages des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes übereinstimmt] 
erhoben werden muss.“ 

 
10. Der bisherige Fünfte Teil wird Sechster 

Teil und das Wort „Schlußvorschriften“ 
wird durch das Wort „Schlussvorschrif-
ten“ ersetzt. 

 
 
 
 

 10. unverändert  
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Artikel 2 
Änderung des Landesbeamtengesetzes 

 
Das Landesbeamtengesetz vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1367) und 
Artikel 5 des Gesetzes vom 1. Dezember 
2021 (GV. NRW. S. 1346) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 2 
Änderung des Landesbeamtengesetzes 

 
Unverändert  

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der 
Angabe zu § 106 folgende Angabe ein-
gefügt:  

 
 „§ 106a Beamtinnen und Beamte des 

Verfassungsgerichtshofs“. 
 

  

2. Nach § 106 wird folgender § 106a ein-
gefügt: 

 
„§ 106a 

Beamtinnen und Beamte des Verfas-
sungsgerichtshofs 

 
Die Beamtinnen und Beamten des Ver-
fassungsgerichtshofs sind Beamtinnen 
und Beamte des Landes. Für sie gelten 
die Vorschriften dieses Gesetzes, so-
weit darin nichts anderes bestimmt ist. 
Die Ernennung, Entlassung und Zurru-
hesetzung der Beamtinnen und Beam-
ten des Verfassungsgerichtshofs wer-
den durch die Präsidentin oder den Prä-
sidenten des Verfassungsgerichtshofs 
vorgenommen. Oberste Dienstbehörde 
und dienstvorgesetzte Stelle der Beam-
tinnen und Beamten des Verfassungs-
gerichtshofs ist die Präsidentin oder der 
Präsident des Verfassungsgerichts-
hofs.“ 

 

  

Artikel 3 
Übergangsregelung 

 
Die Entschädigung der Präsidentin oder des 
Präsidenten des Verfassungsgerichtshofs 
für das Land Nordrhein-Westfalen, die oder 

der am … [einsetzen: Datum des Inkrafttre-

tens nach Artikel 4 dieses Gesetzes] im Amt 
ist, bestimmt sich bis zum Ende des Monats, 
in den dieser Zeitpunkt fällt, nach § 9 Absatz 
1 des Verfassungsgerichtshofgesetzes in 

 Artikel 3 
Übergangsregelung 

 
Unverändert  
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der bis zum … [einsetzen: Datum des In-

krafttretens nach Artikel 4 dieses Gesetzes] 
geltenden Fassung. 
 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft.  
 

 Artikel 4 
Inkrafttreten 

 
Unverändert  
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A Bericht  
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung „Gesetz zur Änderung des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes und des Landesbeamtengesetzes im Zusammenhang mit einer weiteren Verselbst-
ständigung des Verfassungsgerichtshofs für das Land Nordrhein-Westfalen“, Drucksache 
17/16294, wurde vom Plenum am 26. Januar 2022 einstimmig nach der 1. Lesung zur feder-
führenden Beratung an den Rechtsausschuss sowie zur Mitberatung an den Hauptausschuss 
und den Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen.  
 
Die Landesregierung führt aus, dass infolge der am 1. Juli 2017 in Kraft getretenen Änderung 
von Artikel 76 der Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen (GV. NRW. S. 860) der Land-
tag erstmals die Präsidentin der Verfassungsgerichtshofs gewählt hat. Die Trennung der Prä-
sidentschaft des Oberverwaltungsgerichts und derjenigen des Verfassungsgerichtshofs sei 
dabei nicht nur in rechtlicher, sondern auch in personeller Hinsicht vollzogen worden. Dies 
bedinge, so die Landesregierung, dass der Verfassungsgerichtshof mit eigenen sachlichen 
und personellen Mitteln auszustatten und dadurch weiter zu verselbstständigen sei.  
 
Darüber hinaus sollen mit diesem Gesetzentwurf weitere einzelne Vorschriften des Verfas-
sungsgerichtshofgesetzes präzisiert werden und die Akteneinsicht durch Dritte, die Abgabe 
von Akten des Verfassungsgerichtshofs an das Landesarchiv, die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten, die in einem anderen verfassungsgerichtlichen Verfahren zu den Akten ge-
langt sind, sowie die Verzögerungsbeschwerde geregelt werden. 
 
 
 
B Beratungsverfahren  
 
Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 91. Sitzung am 9. Februar 2022 (Aus-
schussprotokoll 17/1730) erstmalig beraten und direkt abgestimmt.  
 
 
 
 
C Abstimmung Ergebnis  
 
Der Änderungsantrag, Drucksache 17/16424, der Fraktion der CDU, der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der FDP und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und gegen die Stimmen der 
Fraktionen der AfD angenommen.  
 
Der so geänderte Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/16294, wird einstim-
mig mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
AfD angenommen.  
 
 
 
 
Sonja Bongers 
stv. Vorsitzende 
 


